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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Dezember 1969 

III/l — 68070 — E — Zo 6/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 950/68 über den Gemeinsamen Zoll- 
tarif. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 25. No- 
vember 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Komissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Burhdnickoroi, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goetheslraße 54, Tel. (U 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 950/68 
über den Gemeinsamen Zolltarif 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 28 und 111, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Abkommen mit Drittländern und insbesondere 
aufgrund des zum Abschluß der Handelskonferenz 
1964/1967 Unterzeichneten Genfer Protokolls (1967) 
im Anhang zu dem Allgemeinen Zoll- und Handels- 
abkommen hat die EWG sich verpflichtet, zum 
1. Januar 1970 Zollsenkungen vorzunehmen. Bei ver- 
schiedenen Waren setzen diese Zollsenkungen die 
Erfüllung bestimmter Bedingungen voraus. Um Un- 
klarheiten bei der Auslegung der von der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft gegenüber Dritt- 
ländern eingegangenen Verpflichtungen auszuschal- 
ten und ein einheitliches Inkraftsetzen des Gemein- 
samen Zolltarifs sicherzustellen, ist es zweckmäßig, 
die — in der Verordnung (EWG) Nr. 950/68 des Rates 
vom 28. Juni 1968 über den Gemeinsamen Zollta- 
rif'), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1545/69 des Rates vom 23. Juli 1969^) — ab 
1. Januar 1970 geltenden vertragsmäßigen Zoll- 
sätze festzusetzen. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 22. Juli 1968, S. 1. 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
vom 5. August 1969, S. 3. 


Die Änderung der Tarifstelle 44.05 B I und die 
Schaffung der Tarifstelle 44.14 A beruhen auf wirt- 
schaftlichen Erwägungen. Die Aufnahme der Zusätz- 
lichen Vorschrift 2 zu Kapitel 17 und der Zusätz- 
lichen Vorschriften 1 zu den Kapiteln 18 und 19 in 
den Zolltarif soll die Arbeit der Zollverwaltungen 
vereinfachen und den Warenverkehr erleichtern. 
Bei den Tarifnummern bzw. Tarifstellen 15.07, 22.07, 
29.23 A und B, 29.44, 55.09 A und 84.10 A sind 
Änderungen vorzunehmen, die entweder eine ein- 
heitliche Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs 
gewährleisten oder das Zolltarifschema vereinfachen 
sollen. Einige redaktionelle Änderungen dienen 
der Klarstellung des Gemeinsamen Zolltarifs — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 950/68 des Rates vom 
28. Juni 1968 wird wie folgt geändert: 

Der Anhang „Gemeinsamer Zolltarif" erhält die 
aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche 
Fassung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Mit der Verordnung (EWG) Nr, 950/68 vom 28. Juni 
1968 hatte der Rat in Form eines Anhangs zu die- 
ser Verordnung den Gemeinsamen Zolltarif in seiner 
zu diesem Zeitpunkt gültigen Form erlassen, d. h. 
unter Berücksichtigung der verschiedenen geltenden 
Verordnungen oder autonomen Entscheidungen so- 
wie der Verpflichtungen der Gemeinschaft gegen- j 
über Drittländern. Zu diesen Verpflichtungen ge- I 
hörten insbesondere die im Verlauf der Kennedy- i 
Verhandlungen gewährten Zollsenkungen, die bei i 
den meisten Waren in fünf gleichen Stufen anwend- | 
bar sind. Die beiden ersten Stufen wurden am ; 
1. Juli 1968 durchgeführt. i 

Ab 1. Januar 1970 wird die dritte Stufe der Senkun- 1 
gen durchgeführt. Diese dritte Stufe ist jedoch nicht ; 
automatisch zu diesem Zeitpunkt anwendbar. Be- | 
stimmte Senkungen sind nämlich an Bedingungen i 
geknüpft (insbesondere Chemiebereich, Uhrmacher- 1 
waren). 

Um jede Unklarheit bei der Auslegung der von der i 
Gemeinschaft gegenüber Drittländern eingegange- | 
nen Verpflichtungen auszuschalten und ein einheit- | 
lidies Inkraftsetzen des Gemeinsamen Zolltarifs in i 
den sechs Mitgliedstaaten am 1. Januar 1970 sicher- | 
zustellen, wird dem Rat vorgeschlagen, nach Artikel j 
28 und 111 des Vertrages den Gemeinsamen Zoll- j 
tarif, so wie er im Anhang aufgeführt ist, in Form | 
einer Verordnung zur Änderung der Verordnung j 
(EWG) Nr. 950^68 vom 28. Juni 1968 zu erlassen. 

Gegenüber dem am 1. Juli 1968 geltenden Wortlaut : 
enthält der vorliegende Entwurf die nachstehend 
dargelegten Änderungen (die vom Rat bereits am 
20. Dezember 1968-), am 26. Juni 1969^) und am 
23. Juli 1969-^) erlassenen Änderungen sind nicht 
aufgeführt, sondern automatisch in den Zolltarif auf- 
genommen worden). 

I. Vertragsmäßige Zollsätze 

a) Senkungen, die sich aus den Kennedy- Verhand- 
lungen ergeben 

Der Verordnungsvorschlag berücksichtigt die Zoll- ; 
Senkungen, die am 1. Januar 1970 aufgrund der Ver- ^ 
pflichtungen der Gemeinschaft im GATT in Kraft i 
treten sollen. I 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 22. Juli 1968 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 308 
vom 23. Dezember 1968 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 157 
vom 28. Juni 1969 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
vom 5. August 1969 

^) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 257 
vom 13. Oktober 1969 


Bei den bedingten Zollsenkungen besteht folgende 
Lage: 

Chemie 

Im Chemiebereich sind die meisten Senkungen der 
dritten Stufe von der Bedingung abhängig gemacht, 
daß die amerikanischen Rechtsvorschriften über den 
Zollwert, d. h. der sogenannte „American Selling 
Price" aufgehoben werden. Da diese Rechtsvor- 
schriften immer noch in Kraft sind, wurden die mei- 
sten Zollsätze für Waren des Chemiebereichs in der 
am 1. Juli 1968 geltenden Höhe beibehalten, d. h. mit 
einem Abschlag von ^/r» des Unterschieds zwischen 
dem Ausgangszollsatz und dem Endzollsatz des Zu- 
geständnisses; bei einigen Tarifnummern bzw. Tarif- 
stellen (Tarifstellen 29.01 A I und B II; 29.02 A IV; 
29.38 A, B I, B II, B V und D sowie 29.42 C VIII usw.) 
wurden die Zollsätze auf V.5 dieses Unterschieds ge- 
senkt, entsprechend den Vereinbarungen in der 
Kennedy-Runde (Senkungen, die nicht von der Ab- 
schaffung des „American Selling Price" bei der drit- 
ten Stufe abhängig gemacht sind). 

Uhrmacher waren 

Bei den Waren des Kapitels 91 richten sich die Zoll- 
zugeständnisse — und somit die Zollsenkungen — 
danach, ob von einem GATT-Partner bestimmte Be- 
dingungen im Handel mit Uhrmacherwaren erfüllt 
werden. 

Diese Bedingungen können gegenwärtig nicht als 
vollständig erfüllt betrachtet werden. Mit der zu- 
ständigen Regierung werden zur Zeit Besprechun- 
gen geführt. In Erwartung des Ergebnisses dieser 
Besprechungen — deren günstiger Ausgang erhofft 
wird — und des Berichtes, den die Kommission dar- 
über an den Rat machen wird, wird vorgeschlagen, 
die zum 1. Januar 1970 vorgesehene Senkung nicht 
durchzuführen und die seit 1. Juli 1968 geltenden 
Zollsätze aufrechtzuerhalten. 

b) Senkungen, die sidi aus anderen Verpflichtungen 
ergeben 

Da der Rat mit Entscheidung vom 10. November 
1969 das Abkommen EWG-IRAN um ein Jahr ver- 
längert hat, wurden die von den Bestimmungen die- 
ses Abkommens betroffenen Tarifstellen 08.04 B, 
08.12 A und 16.04 A I mit entsprechenden Anmer- 
kungen versehen. 

Andererseits wurden die Auswirkungen der Ent- 
scheidung des Rates vom 6. Oktober 1969®) über 
den Abschluß von Zollabkommen mit der Schweiz, 
Finnland und Österreich in dem Entwurf berücksich- 
tigt und zwar: 

— vertragsmäßige Zollsätze in unterschiedlicher 
Höhe für bestimmte Käse der Tarifstellen 04.04 A 
I a und b 
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— vertragsmäßiger Zollsatz von 12®/o, der ab 1. Ja- 
nuar 1970 für die Tarifnr. 76.03 (Bledie, Platten, 
Tafeln und Bänder, aus Aluminium, mit einer 
Dicke von mehr als 0,20 mm) anzuwenden ist 
(Kanada gewährtes Zugeständnis). 


II. Autonome Änderungen 

Es wurden eine Reihe von Änderungen auf Grund 
von wirtschaftlichen Erwägungen oder aus zolltech- 
nischen Gründen vorgeschlagen. 

a) Änderungen wirtschaftlidier Art 

Hierbei handelt es sich um die Änderungen der 
Tarifnrn. 44.05 und 44.14. 

Zur Zeit betrifft die Tarifstelle 44.05 B I Brettchen 
mit bestimmten Abmessungskriterien; diese Brett- 
chen werden zur Herstellung von Bleistiften benutzt. 
Für diese Tarifstelle gilt Zollfreiheit, da diese Brett- 
chen bei der Ausarbeitung des GZT (Liste G) als 
Rohstoff für die Bleistiftindustrie betrachtet wurden. 
Die ursprünglich angenommenen Abmessungen sind 
bereits am 1. März 1962*') geändert worden, um den 
Anwendungsbereich dieser Tarifstelle zwecks An- 
passung an die technische industrielle Entwicklung 
zu erweitern. 

Heute verarbeitet die Bleistiftindustrie Brettchen mit 
einer Dicke von weniger als 5 mm, die zu Tarifnr. 
44.14 (Zollsatz ab 1. Januar 1970: 7,4 *'/o) gehören. 

Um dieses Problem für die beiden Tarifnummern ein- 
heitlich zu regeln und die Anwendung von Abmes- 
sungskriterien, die stets vom technischen Fort- 
schritt überholt werden können, zu vermeiden, wird 
vorgeschlagen: 

1 . den Grundsatz der Verwendungsüberwachung für 
die Brettchen anzunehmen; 

2. zu diesem Zweck eine Tarif stelle mit Zollfreiheit 
in Tarifnr. 44.14 zu schaffen, und zwar mit folgendem 
Wortlaut: 

„Brettchen zum Herstellen von Blei-, Kopier- und 
Farbslilten und Schiefergriffeln"; 

3. den derzeitigen Wortlaut der Tarifstolle 44.05 B I 
(der auf Abmessungskritorien beruht) durch den 
gleidien wie für die Tarifnr. 44.14 vorgeschlagenen 
Wortlaut zu ersetzen. 

b) Technische Änderungen 

Diese Änderungen betreffen die Vorschriften für 
nachstehende Kapitel, Tarifnummern oder Tarifstel- 
ten: 

Zusätzliche Vorschriften: 

2 zu Kapitel 17, 1 zu den Kapiteln 18 und 19 

Diese Zusätzlichen Vorschriften werden aufgenom- 
men, um das Problem der Tarifierung — und damit 
der Zollberechnung — der Warcnzusainmenstollun- 
gen (z. B. Pralinenschachteln) mit Einzelerzeugnis- 

'■■) Amtsblatt der Europdischen Geineinsdiaftcn Nr. 2/62 
vom 15. Januar 19G2. 


sen von unterschiedlicher Zusammensetzung zu lö- 
sen. Die Tarifierung dieser Waren richtet sich nach 
' ihrer Zusammensetzung (nach dem Gehalt an 
i Saccharose, Milchfett, Stärke). Um eine Tarifierung 

— und damit eine Zollberechnung — der Einzeler- 
zeugnisse zu vermeiden, sehen diese Zusätzlichen 

! Vorschriften vor, daß die Tarifierung unter Zu- 
grundelegung des Durchschnittsgehalts der Einzel- 
j erzeugnisse der Warenzusammenstellung erfolgt. 

Mit diesen Bestimmungen wird die Arbeit der Zoll- 
, stellen vereinfacht, vor allem aber wird der Waren- 
; verkehr ‘für die betreffenden Erzeugnisse erleichtert. 

Tarifnr. 15.07 

; Die Änderung betrifft Rizinusöl. Da dieses öl nicht 
für die Herstellung von Lebensmitteln verwendet 
I wird, wird vorgeschlagen, den Absatz C dahin 
gehend zu ändern, daß unter diesem Absatz lediglich 
Rizinusöl aufgeführt wird und zwar ohne die An- 
gabe, daß dieses öl zu anderen Zwecken als zur 
Herstellung von Lebensmitteln bestimmt ist. Die 
anderen zur Zeit unter dem Absatz C aufgeführten 
Öle werden dem Absatz D zugewiesen, der entspre- 
! chend geändert wird. 

Tarifnr. 22.07 

Hier können — wegen der gleiciien Höhe der Zoll- 
sätze — 6 Tarifstellen in 3 Tarifstellen zusammen- 
: gefaßt werden. 

Tarifstcllcn 29.23 A und B 

Es wird vorgeschlagen, den Wortlaut dieser beiden 
Tavifstellen zu ändern, um die davon erfaßten 
Waren genau festzulegen und unterschiedliche Aus- 
legungen auszuschalten. 

Tarifnr. 29.44 

Auch hier wird zwecks Vermeidung von Auslegungs- 
schwierigkeiten vorgeschlagen, die gegenwärtige 
Tarifstelle 29.44 B „Streptomycin, Dihydrostrep- 
tomycin" zu streichen. 

Diese Waren werden dem hetzten Absatz zugewie- 
sen: „andere Antibiotika" mit den gleichen Zoll- 
sätzen (im Entwurf Tarifstelle 29.44 C). 

Für die Tarifstelle 55.09 A wird vorgeschlagen, die 
drei Zollinicn des Absatzes A f sowie die drei Zoll- 
linien des Absatzes A If zusammenzufassen. Daraus 
ergibt sich keine Änderung der Zollsätze. Durch 
diese Zusammenfassung wird lediglich erreicht, daß 
die recht komplizierten Unterscheidungsmerkmale 
hinfällig werden. 

Tarif st eile 84.10 A 

Die Tarifstelle 84.10 A (Pumpen mit Flüssigkeils- 
messer) ist zur Zeit unterteilt in: 

— „Zapfsäulen für Treibstoffe und Schmie rmittol" 
und 

— „andere". 

Nach den allgemeinen Regeln für die Tarifierung 
sind Teile und Zubehör wie die Pumpen zu tarifie- 
ren. Da es sich als scfiw’erig erweist, bei diesen 
Teilen und Zubehör zu unterscheiden, ob sie der 
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einen oder der anderen Tarifstelle zuzuweisen sind, 
ergeben sich unterschiedliche Tarifauslegungen. Da 
der vertragsmäßige Zollsatz (9,1 ^/o ab 1. Januar 
1970) für die beiden Tarifstellen gleich ist, wird vor- 
geschlagen, sie mit einem autonomen Zollsatz von 
15 ®/o zusammenzufassen (die derzeitigen autono- 
men Zollsätze betragen 16 Vo bzw. 13 Vo). 

Ferner wurden weitere rein redaktionelle Änderun- 
gen im Wortlaut des Zolltarifs vorgenommen. 

Da mit dem im Anhang aufgeführten Entwurf der 
Gemeinsame Zolltarif auf den neuesten Stand vom 
1. Januar 1970 gebracht wird, wurden sämtliche Zoll- 
tarifänderungen berücksichtigt, die sich aus den ver- 
schiedenen seit 1. Juli 1968 in Kraft gesetzten Agrar- 
verordnungen ergeben. 

Die Gemischte Gruppe der Regierungssachverstän- 
digen für den Gemeinsamen Zolltarif hat den im 
Anhang aufgeführten Entwurf überprüft. Sie hat die- 
sen Entwurf einstimmig gebilligt. 
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